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Compliance – Hinweisgeber  
Umstände melden können, die nicht in Ordnung sind  
 

Am 31.05.2023 ist das Hinweisgeberschutzgesetz in Kraft getreten und will einen umfassenden 
Schutz von Whistleblowern sicherstellen. Unternehmen und Organisationen ab 50 Mitarbeitende 
müssen sichere Hinweisgebersysteme installieren und betreiben. Kleineren Unternehmen zwischen 
50 und 249 Mitarbeitende wird eine Umsetzungsfrist bis zum 17. Dezember 2023 eingeräumt.   
 

Dazu sieht das Gesetz folgende Maßnahmen vor:  
Jeder Mitarbeitende soll dem Unternehmen, der „eingerichteten Meldestelle“, anonym mitteilen 
können, wenn seiner Meinung nach im Unternehmen etwas nicht in Ordnung ist.   
Es sollen Straftaten, Geldwäsche, Ordnungswidrigkeiten, Bestechungen, sexuelle Belästigungen usw. 
gemeldet werden können, und zwar auch anonym.  
 

Zum Schutz der Whistleblower vor "Repressalien" enthält das Gesetz weitgehende 
Verschwiegenheits- oder Geheimhaltungsvorschriften.  
  

• Der VIM-Verbund hat ein System zur Meldung von Verstößen eingeführt.  
Sie haben die Möglichkeit, über unsere externe Meldestelle bei datenschutz-nord Ihre 
Meldung abzugeben.  

• Sie entscheiden, ob Sie anonym melden oder ihre Kontaktdaten angeben möchten, die von 
der Meldestelle vertraulich behandelt werden.  

• Sie können angeben, ob Sie eine Rückmeldung wünschen.  

• Sofern Sie eine Rückmeldung wünschen und Ihre Kontaktdaten angeben, erhalten Sie 
innerhalb von 7 Tagen unter Vorbehalt der Vertraulichkeit eine Bestätigung über den Eingang 
Ihrer Meldung auf dem von Ihnen angegebenen Kommunikationsweg.  

• Die Meldung geht direkt an unsere externe Ombudsstelle (datenschutz nord GmbH, Dominik 
Bleckmann, Volljurist), die sie vertraulich behandelt und nach einer ersten Prüfung zur 
weiteren Veranlassung an unsere interne Stelle. Dort wird der Sachverhalt geprüft und ggf. 
Maßnahmen generiert.   

• Der/die interne Ansprechpartner/in leitet die Meldung an die relevante Stelle weiter 
• Auf Wunsch erhalten Sie innerhalb von 3 Monaten eine Information über den Umgang mit 

Ihrem Hinweis einschließlich etwaiger ergriffener Maßnahmen.  
• Sie können sicher sein, dass Ihre Meldung vertraulich und auf Wunsch anonym behandelt 

wird!  
   

Folgende Meldewege stehen zur Verfügung:  
• persönliche Vorsprache nach Vereinbarung eines Termins,   
• Übersendung einer schriftlichen Meldung per Post,   
• telefonisch  
• elektronisch per E-Mail  
 

Datenschutz nord GmbH, Konsul-Smidt-Str. 88, 28217 Bremen  
Telefon: +49 421 6966 32 349  
E-Mail-Adresse: compliance@dsn-group.de   
  
Die Information über unsere externe Meldestelle wird auf unserer Homepage inneremission-
bremen.de hinterlegt.  
  
  
  
 

https://www.gesetze-im-internet.de/hinschg/BJNR08C0B0023.html
mailto:compliance@dsn-group.de
https://www.inneremission-bremen.de/
https://www.inneremission-bremen.de/
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Sie haben die Möglichkeit, Meldungen zu Rechtsverstößen oder rechtsmissbräuchlichem Verhalten, 
insbesondere in folgenden Bereichen abgeben:  
  

- Strafbewehrte Verstöße  
- Bußgeldbewehrte Verstöße gegen Schutznormen für Leib, Leben und Gesundheit, oder 

Beschäftigte und ihre Vertretungsorgane  
- Öffentliches Auftragswesen  
- Finanzdienstleistungen, Finanzprodukte und Finanzmärkte sowie Verhinderung von 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung,  
- Produktsicherheit und -konformität  
- Verkehrssicherheit  
- Umweltschutz  
- Lebensmittelsicherheit  
- Tiergesundheit und öffentliche Gesundheit  
- Verbraucherschutz  
- Schutz der Privatsphäre und personenbezogener Daten sowie Sicherheit von Netz- und 

Informationssystemen  
- Verstöße gegen die finanziellen Interessen der Union im Sinne von Artikel 325 AEUV sowie 

gemäß den genaueren Definitionen in einschlägigen Unionsmaßnahmen   
- Verstöße gegen die Binnenmarktvorschriften im Sinne von Artikel 26 Absatz 2 AEUV, 

einschließlich Verstöße gegen Unionsvorschriften über Wettbewerb und staatliche Beihilfen, 
sowie -Verstöße gegen die Binnenmarktvorschriften in Bezug auf Handlungen, die die 
Körperschaftsteuer-Vorschriften verletzen oder in Bezug auf Vereinbarungen, die darauf 
abzielen, sich einen steuerlichen Vorteil zu verschaffen, der dem Ziel oder dem Zweck des 
geltenden Körperschaftsteuerrechts zuwiderläuft.  
  
Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Auch können Sie Hinweise zu Verstößen in anderen 
Bereichen abgeben. Den genauen Anwendungsbereich, der im Folgenden aufgeführt wird, 
entnehmen Sie § 2 GeschGehG.   

 
Anwendungsbereich der Meldestelle gem. § 2 HinSchG  

 
Die Meldestelle ist für die Entgegennahme von Meldungen über folgende Bereiche   
zuständig:  

- Verstöße, die strafbewehrt sind,  
- Verstöße, die bußgeldbewehrt sind, soweit die verletzte Vorschrift dem Schutz von Leben,   
- Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von Beschäftigten oder ihrer  
- Vertretungsorgane dient,  
- sonstige Verstöße gegen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder sowie unmittelbar 

geltende Rechtsakte der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft  
- zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, unter Einschluss 

insbesondere des Geldwäschegesetzes und der Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei 
Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 
5.6.2015, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2019/2175 (ABl. L 334 vom 27.12.2019, S. 1) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,  

- mit Vorgaben zur Produktsicherheit und -konformität,  
- mit Vorgaben zur Sicherheit im Straßenverkehr, die das 

Straßeninfrastruktursicherheitsmanagement, die Sicherheitsanforderungen in 

https://www.gesetze-im-internet.de/hinschg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/hinschg/__2.html
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Straßentunneln sowie die Zulassung zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers oder 
des Personenkraftverkehrsunternehmers (Kraftomnibusunternehmen) betreffen,   

- mit Vorgaben zur Gewährleistung der Eisenbahnbetriebssicherheit,   
- mit Vorgaben zur Sicherheit im Seeverkehr betreffend Vorschriften der Europäischen Union 

für die Anerkennung von Schiffsüberprüfungs- und -besichtigungsorganisationen, die Haftung 
und Versicherung des Beförderers bei der Beförderung von Reisenden auf See, die Zulassung 
von Schiffsausrüstung, die Seesicherheitsuntersuchung, die Seeleute-Ausbildung, die 
Registrierung von Personen auf Fahrgastschiffen in der Seeschifffahrt sowie Vorschriften und 
Verfahrensregeln der Europäischen Union für das sichere Be- und Entladen von 
Massengutschiffen,  

- mit Vorgaben zur zivilen Luftverkehrssicherheit im Sinne der Abwehr von Gefahren für die 
betriebliche und technische Sicherheit und im Sinne der Flugsicherung,   

- mit Vorgaben zur sicheren Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße, per Eisenbahn und 
per Binnenschiff  

- mit Vorgaben zum Umweltschutz,  
- mit Vorgaben zum Strahlenschutz und zur kerntechnischen Sicherheit,   
- zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und der Energieeffizienz,   
- zur Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit, zur ökologischen Produktion und zur 

Kennzeichnung von ökologischen Erzeugnissen, zum Schutz geografischer Angaben für 
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel einschließlich Wein, aromatisierter Weinerzeugnisse und 
Spirituosen sowie garantiert traditioneller Spezialitäten, zum Inverkehrbringen und 
Verwenden von Pflanzenschutzmitteln sowie zur Tiergesundheit und zum Tierschutz, soweit 
sie den Schutz von landwirtschaftlichen Nutztieren, den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der 
Tötung, die Haltung von Wildtieren in Zoos, den Schutz der für wissenschaftliche Zwecke 
verwendeten Tiere sowie den Transport von Tieren und die damit zusammenhängenden 
Vorgänge betreffen,  

- zu Qualitäts- und Sicherheitsstandards für Organe und Substanzen menschlichen Ursprungs, 
Human- und Tierarzneimittel, Medizinprodukte sowie die grenzüberschreitende 
Patientenversorgung,  

- zur Herstellung, zur Aufmachung und zum Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten 
Erzeugnissen,  

- zur Regelung der Verbraucherrechte und des Verbraucherschutzes im Zusammenhang mit 
Verträgen zwischen Unternehmer*innen und Verbraucher*innen sowie zum Schutz von 
Verbraucher*innen im Bereich der Zahlungskonten und Finanzdienstleistungen, bei 
Preisangaben sowie vor unlauteren geschäftlichen Handlungen,  

- zum Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation, zum Schutz der 
Vertraulichkeit der Kommunikation, zum Schutz personenbezogener Daten im Bereich der 
elektronischen Kommunikation, zum Schutz der Privatsphäre der Endeinrichtungen von 
Nutzern und von in diesen Endeinrichtungen gespeicherten Informationen, zum Schutz vor 
unzumutbaren Belästigungen durch Werbung mittels Telefonanrufen, automatischen 
Anrufmaschinen, Faxgeräten oder elektronischer Post sowie über die Rufnummernanzeige 
und -unterdrückung und zur Aufnahme in Teilnehmerverzeichnisse,   

- zum Schutz personenbezogener Daten im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 74 
vom 4.3.2021, S. 35) gemäß deren Artikel 2,  

- zur Sicherheit in der Informationstechnik im Sinne des § 2 Absatz 2 des BSI-Gesetzes von 
Anbietern digitaler Dienste im Sinne des § 2 Absatz 12 des BSI-Gesetzes,  

- zur Regelung der Rechte von Aktionären von Aktiengesellschaften,   
- zur Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse nach § 316a Satz 2 des 

Handelsgesetzbuchs,  
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- zur Rechnungslegung einschließlich der Buchführung von Unternehmen, die 
kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des Handelsgesetzbuchs sind, von Kreditinstituten 
im Sinne des § 340 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs, Finanzdienstleistungsinstituten im 
Sinne des § 340 Absatz 4 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs, Wertpapierinstituten im Sinne des § 
340 Absatz 4a Satz 1 des Handelsgesetzbuchs, Instituten im Sinne des § 340 Absatz 5 Satz 1 
des Handelsgesetzbuchs, Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 Absatz 1 des 
Handelsgesetzbuchs und Pensionsfonds im Sinne des § 341 Absatz 4 Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs,  

- Verstöße gegen bundesrechtlich und einheitlich geltende Regelungen für Auftraggeber zum 
Verfahren der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen und zum Rechtsschutz in 
diesen Verfahren ab Erreichen der jeweils maßgeblichen EU-Schwellenwerte,  

- Verstöße, die von § 4d Absatz 1 Satz 1 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes erfasst sind, 
soweit sich nicht aus § 4 Absatz 1 Satz 1 etwas anderes ergibt,   

- Verstöße gegen für Körperschaften und Personenhandelsgesellschaften geltende steuerliche 
Rechtsnormen,  

- Verstöße in Form von Vereinbarungen, die darauf abzielen, sich in missbräuchlicher Weise 
einen steuerlichen Vorteil zu verschaffen, der dem Ziel oder dem Zweck des für 
Körperschaften und Personenhandelsgesellschaften geltenden Steuerrechts zuwiderläuft,   

- Verstöße gegen die Artikel 101 und 102 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union sowie Verstöße gegen die in § 81 Absatz 2 Nummer 1, 2 Buchstabe a und Nummer 5 
sowie Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Rechtsvorschriften,  

- Verstöße gegen Vorschriften der Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. September 2022 über bestreitbare und faire Märkte im digitalen 
Sektor und zur Änderung der Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über 
digitale Märkte) (ABl. L 265 vom 12.10.2022, S. 1),   

- Äußerungen von Beamtinnen und Beamten, die einen Verstoß gegen die Pflicht zur 
Verfassungstreue darstellen.  

- Verstöße gegen den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union im Sinne des 
Artikels 325 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,   

- Verstöße gegen Binnenmarktvorschriften im Sinne des Artikels 26 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union, einschließlich über Absatz 1 Nummer 8 
hinausgehender Vorschriften der Europäischen Union über Wettbewerb und staatliche 
Beihilfen.  

 
 
  
 
  
 
  
 
  
 
  
 
 


